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A. Einleitung 

Piraterie – eine Form von Kriminalität, die zumindest in Europa ein Prob-
lem längst vergangener Zeiten gewesen zu sein schien. In den letzten Jahren 
sind deutsche Strafverfolgungsbehörden jedoch wiederholt mit Taten aus-
ländischer Piraten konfrontiert gewesen. Beginnend im Jahr 2008 ist es zu 
einem extremen Anstieg seeräuberischer Überfälle vor der Küste Somalias 
gekommen. In Reaktion hierauf und autorisiert durch den Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen haben eine Vielzahl von Staaten sowie EU und NATO 
in erster Linie militärisch mit der Entsendung von Marineverbänden in die 
Region reagiert. Im Rahmen dieser maritimen Operationen wurden immer 
wieder verdächtige Personen festgenommen; im Fall der versuchten Ent-
führung des Containerschiffes „Taipan“ im Jahr 2010 wurden zehn mut-
maßliche Angreifer von niederländischen Soldaten festgesetzt und schließ-
lich zur Strafverfolgung an Deutschland übergeben. Dies war der Auftakt 
zu einem aufsehenerregenden Prozess vor dem Landgericht Hamburg, der 
2012 mit der Verurteilung aller zehn Angeklagter endete.1 Ein weiterer 
Weg, auf dem mutmaßliche Seeräuber in den Wirkungsbereich deutscher 
Behörden gelangt sind, ist der der freiwilligen Einreise nach Deutschland 
als Flüchtlinge. Bei der routinemäßig durchgeführten Überprüfung von Fin-
gerabdrücken im Rahmen von Asylverfahren zeigten sich bereits in mehre-
ren Fällen Übereinstimmungen mit Spuren, die von Beamten des nieder-
sächsischen Landeskriminalamtes auf von Piraten entführten und nach Lö-
segeldzahlung wieder freigelassenen Schiffen deutscher Reedereien gesi-
chert worden waren. So beispielsweise geschehen im Fall der Entführung 
des Tankers „Marida Marguerite“ sowie der des Frachtschiffes „Susan K“: 
Im Fall der „Marida Marguerite“ ist ein 44-jähriger Somalier in Gießen 
festgenommen und 2014 vom Landgericht Osnabrück zu einer zwölfjähri-
gen Haftstrafe verurteilt worden;2 ein weiterer mutmaßlicher Beteiligter an 

____________________ 

1 LG Hamburg, Urteil vom 19.10.2012, 603 Kls 17/10 (juris). Zum Prozess siehe 
bspw. Brandt in Safferling/Kirsch (Hrsg.), Völkerstrafrechtspolitik (2014), 279, 
289 ff.; Spiegel Online vom 04.04.2011, „Ich wollte nur überleben“. 

2 LG Osnabrück, Urteil vom 17.04.2014, 10 Kls 31/13 (juris); Neue Osnabrücker 
Zeitung vom 18.04.2014, Zwölf Jahre Haft für Somalier, Urteil am Landgericht: 
Der Pirat und seine Richter; Spiegel Online vom 13.05.2013, Nach Schiffsent-
führung, Mutmaßlicher Pirat in Deutschland festgenommen. 
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dieser Entführung wurde im März 2015 in Bayern festgenommen. Das Er-
mittlungsverfahren gegen ihn wurde mittlerweile allerdings wieder einge-
stellt, da nicht ausgeschlossen werden konnte, dass er zum Tatzeitpunkt erst 
zwölf Jahre alt und damit strafunmündig war.3 Zwei weitere somalische 
Staatsbürger, die an der Entführung der „Susan K“ beteiligt gewesen sein 
sollen, wurden in Eisleben bzw. Reutlingen festgenommen; einer von bei-
den ist bereits vom Landgericht Aurich nach Jugendstrafrecht zu zwei Jah-
ren Freiheitsstrafe auf Bewährung verurteilt worden.4 Neben den Strafge-
richten waren auch der Bundesgerichtshof sowie das Verwaltungsgericht 
Köln mit pirateriebezogenen Sachverhalten befasst: Der Bundesgerichtshof 
hatte über die Bestimmung des strafrechtlichen Gerichtsstandes im Falle 
eines Angriffs auf ein Schiff der deutschen Marine in internationalen Ge-
wässern zu entscheiden; das Verwaltungsgericht Köln urteilte über die 
Frage der Rechtmäßigkeit von Festnahme und Festhalten Piraterieverdäch-
tiger vor der Küste Somalias durch die deutsche Bundesmarine sowie über 
die Zulässigkeit der Übergabe von Beschuldigten an kenianische Strafver-
folgungsbehörden. 

Im Rahmen dieser Verfahren wurde eine Vielzahl rechtlicher Fragen auf-
geworfen, deren Untersuchung Gegenstand dieser Arbeit sein soll. Der Fo-
kus wird dabei vor allem auf einer Analyse des deutschen materiellen und 
prozessualen Strafrechts liegen; im Kern soll es um die Frage gehen, ob in 
Deutschland die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Durchführung 
von Prozessen gegen ausländische Piraten gegeben sind. 

Die Dissertation beginnt mit einer kurzen Einführung in die Problematik 
(B.): Es wird zunächst um die Entwicklung der Piraterie vor der somali-
schen Küste seit 2008 sowie die darauffolgende Reaktion der internationa-
len Staatengemeinschaft gehen. Hierfür werden in erster Linie Resolutionen 
und Berichte der Vereinten Nationen sowie die jährlichen Berichte des In-
ternational Maritime Bureau (IMB) und der International Maritime Orga-
nisation (IMO) ausgewertet. Im Anschluss folgt eine exemplarische Dar-
stellung der Prozesse vor dem Landgericht Hamburg, dem Landgericht Os-
nabrück und dem Verwaltungsgericht Köln. Dabei sollen vor allem die 
rechtlichen Schwierigkeiten aufgezeigt werden, die bei Durchführung die-
ser Verfahren offenbar geworden sind. 
____________________ 

3 Zeit Online vom 04.02.2016, Die Spur des Piraten; NDR.de vom 22.01.2016, 
Mutmaßlicher Pirat: Folterer oder unschuldiges Kind. 

4 Spiegel Online vom 21.08.2015, Überfall auf Frachter „Susan K.“: Mutmaßli-
cher Pirat in Asylbewerberheim festgenommen; NDR.de vom 21.08.2015, Wei-
terer Entführer der „Susan K.“ geschnappt?; Die Welt Online vom 03.09.2014, 
Mutmaßlicher somalischer Pirat in Eisleben gefasst. 
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Das materiell-rechtliche Kapitel der Arbeit (C.) beginnt mit einer Unter-
suchung des Begriffs „Piraterie“. Dabei wird zunächst das Völkerrecht, und 
zwar vorrangig das leichter zu erfassende Völkervertragsrecht betrachtet. 
Die einschlägigen Art. 15 des Übereinkommens über die Hohe See (HSÜ) 
und Art. 101 des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen (SRÜ), 
die eine wortgleiche Definition von Piraterie enthalten, werden analysiert 
und ihre zum Teil umstrittenen Voraussetzungen (piratische Verhaltenswei-
sen, geographische Einschränkung auf die Hohe See, „Zwei-Schiffe-Erfor-
dernis“, „private ends“-Voraussetzung, Erfordernis eines Handelns mit ani-
mus furandi) umfassend dargestellt. Im Ergebnis soll eine „Arbeitsdefini-
tion“ von Piraterie herausgearbeitet werden, die der auch völkergewohn-
heitsrechtlich anerkannten Definition entspricht und als Grundlage für die 
folgende Untersuchung dient. Der sich anschließende Abschnitt ist einem 
weiteren zwischenstaatlichem Abkommen gewidmet, das sich mit Gewalt-
akten auf See auseinandersetzt, nämlich dem Übereinkommen zur Bekämp-
fung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschifffahrt 
(SeeSchÜbk). Dabei soll insbesondere die Frage geklärt werden, inwiefern 
die in dessen Art. 3 festgelegten Straftaten Verhaltensweisen erfassen, die 
die Voraussetzungen der Pirateriedefinition von HSÜ und SRÜ erfüllen. 
Nach Erörterung der völkervertragsrechtlichen Regelungen folgt eine ein-
gehende Analyse des deutschen materiellen Strafrechts. Dabei soll unter-
sucht werden, ob das deutsche Recht einen Straftatbestand kennt, mit dem 
typische piratische Verhaltensweisen adäquat erfasst werden können. In Er-
mangelung eines speziellen Piraterie-Straftatbestandes liegt der Schwer-
punkt dieses Abschnitts auf Ausführungen zu § 316c StGB, der anlässlich 
der Unterzeichnung und Ratifizierung des SeeSchÜbk durch die Bundesre-
publik Deutschland um Angriffe auf den Seeverkehr erweitert wurde. 

Der zweite Teil des materiell-rechtlichen Kapitels befasst sich mit straf-
anwendungsrechtlichen Fragen. Zunächst sollen die völkerrechtlich aner-
kannten Geltungsprinzipien zur Begründung nationaler Strafgewalt im 
Überblick dargestellt und kurz auf die Frage eingegangen werden, warum 
es dieser Prinzipien überhaupt bedarf. Dabei werden insbesondere das in 
Fällen von Piraterie naturgemäß besonders relevante Flaggenstaatsprinzip 
sowie das für die Piraterie völkergewohnheitsrechtlich anerkannte Univer-
salitätsprinzip erörtert. Es folgt eine Darstellung der Jurisdiktionsvorschrif-
ten des SeeSchÜbk, welche durch ein aut dedere aut iudicare-System ge-
prägt sind. Abschließend erfolgt eine eingehende Diskussion des deutschen 
Strafanwendungsrechts, wobei vor allem die §§ 4 und 6 Nrn. 3, 9 StGB er-
örtert werden. Zum einen ordnen diese unter bestimmten Voraussetzungen 
die Geltung deutschen Strafrechts nach dem Flaggengrundsatz an. Zum 
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anderen sehen sie die – zumindest nach dem Wortlaut des § 6 StGB – un-
eingeschränkte Geltung deutschen Strafrechts für Taten nach § 316c StGB 
bzw. für Taten, die aufgrund eines zwischenstaatlichen Abkommens mit ei-
ner Strafverfolgungspflicht belegt sind, vor. 

Das materiell-rechtliche Kapitel schließt mit Überlegungen zur Notwen-
digkeit der Einführung eines speziellen Piraterie-Straftatbestandes. 

Das dritte Kapitel der Arbeit (D.) ist prozessualen Fragestellungen ge-
widmet: Die Durchführung von Strafverfahren wegen Auslandstaten ist 
häufig erheblich schwieriger und aufwändiger als die, der eine Inlandstat 
zugrunde liegt – so auch im Falle der Strafverfolgung ausländischer Piraten. 
Im ersten Teil des prozessrechtlichen Kapitels werden die während eines 
Ermittlungsverfahrens gegen mutmaßliche Seeräuber auftretenden Schwie-
rigkeiten rechtlicher und tatsächlicher Art dargestellt. Gerade in dieser 
Phase des Verfahrens ist die Beachtung der Grund- und Menschenrechte 
von Verdächtigen, vor allem der ihnen unter anderem nach Art. 104 GG, 
Art. 5 EMRK und Art. 9 IPBPR zustehenden Verfahrensgarantien, in An-
betracht der speziellen Festnahmesituation schwierig. Es wird zunächst das 
Problem der extraterritorialen Anwendung der Grund- und Menschenrechte 
diskutiert. Sodann soll auf die Frage eingegangen werden, wem rechtswid-
riges Verhalten von Soldaten zugerechnet werden kann, die im Rahmen ei-
ner operativ von der EU geführten Mission teilnehmen, die vom Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen autorisiert wurde. Zudem ist fraglich, wer 
nach deutschem Recht überhaupt für die auf Hoher See oder in den somali-
schen Hoheitsgewässern erfolgenden Festnahmen von Piraterieverdächti-
gen zuständig ist und ob eine hinreichend bestimmte Ermächtigungsgrund-
lage für eine solche Festnahme existiert. Daneben scheint die Einhaltung 
insbesondere zweier grundlegender prozessualer Garantien der mutmaßli-
chen Seeräuber aufgrund der tatsächlichen Gegebenheiten vor Ort beson-
ders problematisch: die Einhaltung des Rechts, über die Gründe für die 
Festnahme sowie die erhobenen Beschuldigungen in angemessener Zeit 
und in verständlicher Sprache informiert zu werden sowie innerhalb einer 
bestimmten Frist einem Richter vorgeführt zu werden. Schließlich stellt 
sich die Frage, inwiefern durch die Übergabe von Verdächtigen zur Straf-
verfolgung an Drittstaaten, in denen aus menschenrechtlicher Sicht proble-
matische Verfahrens- und Haftbedingungen herrschen, Rechte der Betroffe-
nen verletzt werden. 

Im zweiten Teil des prozessualen Kapitels soll kurz auf eine verfahrens-
rechtliche Norm eingegangen werden, die bei Vorliegen einer Auslandstat 
relevant werden kann und die bei der Strafverfolgung ausländischer Piraten 
in einigen Fällen bereits zur Anwendung gekommen ist: § 153c StPO, der 
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die Einstellung des Verfahrens durch die Staatsanwaltschaft gestattet, wenn 
dies aus Opportunitätsgesichtspunkten angezeigt ist. 

Im dritten Teil des Kapitels werden schließlich einige prozessuale 
Schwierigkeiten aufgezeigt, die bei der Durchführung eines Hauptverfah-
rens gegen ausländische Beschuldigte regelmäßig auftreten. Dabei wird 
kurz auf die entsprechenden Normen in der Strafprozessordnung und der 
Europäischen Menschenrechtskonvention eingegangen. Problematisch ist 
häufig schon das Feststellen der persönlichen Angaben der Angeklagten 
(Identität, Alter), die abhängig von den Verhältnissen im jeweiligen Her-
kunftsland oftmals nur schwer oder gar nicht überprüfbar sind. Auch die 
Kommunikation mit dem Angeklagten und den zum Teil ebenfalls auslän-
dischen Zeugen ist schwierig und erfordert in der Regel das Dazwischen-
schalten von Dolmetschern. Weitere Probleme ergeben sich regelmäßig aus 
der generell schlechteren Erreichbarkeit von Auslandszeugen, der auch im 
Übrigen schwierigen Beweislage bei Auslandstaten im Allgemeinen und 
Piraterieverfahren im Besonderen sowie den besonderen Bedürfnissen ei-
nes im Ausland angeklagten und möglicherweise in Untersuchungshaft be-
findlichen Beschuldigten und dessen Anspruch auf ein faires Verfahren. 
Abschließend wird noch kurz auf die Frage eingegangen, ob bei der straf-
rechtlichen Verfolgung ausländischer Piraten in Deutschland im Einzelfall 
eventuell Verfahrenshindernisse bestehen könnten: Ein solches könnte zum 
einen auf dem Umstand beruhen, dass sich die anerkannten Straf- und Haft-
zwecke durch solche Verfahren möglicherweise gar nicht erreichen lassen 
und diese daher keinem rechtsstaatlich anerkanntem Zweck dienen. Zum 
anderen wäre denkbar, dass sich ein Verfahrenshindernis aus Verstößen ge-
gen die Rechte der beschuldigten Seeräuber während des Ermittlungsver-
fahrens ergibt. 
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B. Piraterie vor der somalischen Küste: Aktuelle Entwicklun-
gen 

I. Piraterie vor der somalischen Küste: Entwicklungen seit 2008 

Seeräuberische Angriffe auf die zivile Seeschifffahrt haben in den letzten 
Jahren in bedrohlichem Maße zugenommen. Dabei war in der Zeit von 2008 
bis 2011 vor allem das Gebiet vor der ostafrikanischen Küste betroffen. 
Während die Anzahl von Überfällen auf Schiffe, die somalischen Piraten 
zugeschrieben wurden, in den Jahren von 2003 bis 2007 zwischen etwa 20 
bis 40 Vorkommnissen pro Jahr schwankte,5 stieg sie 2008 sprunghaft auf 
111 an.6 2009 waren es nach statistischen Erhebungen des International 
Maritime Bureau (IMB) der International Chamber of Commerce (ICC) 
dann bereits 2177, 2010 2198 und 2011 2379 Vorkommnisse.10 Die Angaben 

____________________ 

5 Kurzer Überblick über Piratenangriffe in verschiedenen, besonders betroffenen 
Regionen der Erde für den Zeitraum von 2000 bis 2007, siehe Menefee in Nord-
quist u.a. (Hrsg.), Legal Challenges in Maritime Security (2008), 441, 447 ff., 
466 ff. (Somalia). 

6 ICC International Maritime Bureau Piracy and Armed Robbery against Ships, 
Annual Report 2008, 22; siehe auch United Nations Security Council Report of 
the Secretary-General Pursuant to Security Council Resolution 1846 (2008), UN 
Doc. S/2009/146 vom 16.03.2009, paras. 4 ff. 

7 ICC International Maritime Bureau Piracy and Armed Robbery against Ships, 
Annual Report 2009, 21. 

8 ICC International Maritime Bureau Piracy and Armed Robbery against Ships, 
Annual Report 2010, 19. 

9 ICC International Maritime Bureau Piracy and Armed Robbery against Ships, 
Annual Report 2011, 20. 

10 Hierzu, insbesondere auch zu den Ursachen, vor allem Dua/Menkhaus JICJ 
10 (2012), 749, 752 ff.; Elagab Australian and New Zealand Maritime Law 
Journal 24 (2010), 59, 60 f.; siehe auch Dutton Fordham International Law Jour-
nal 34 (2011), 236, 243 ff.; Geiß/Petrig Piracy and Armed Robbery at Sea 
(2011), 6 ff.; Guilfoyle ICLQ 59 (2010), 141, 145; Hecker JA 2009, 673; Kon-
torovich California Law Review 98 (2010), 243, 248 f.; Schiedermair AöR 135 
(2010), 185, 190 ff.; Schomburg/Suominen-Picht ZStW 124 (2012), 578 f.; Tre-
ves EJIL 20 (2009), 399, 400; Tuerk University of Miami International and 
Comparative Law Review 17 (2009), 1, 4 f.; United Nations Security Council 
Report of the Special Adviser to the Secretary-General on Legal Issues Related 
to Piracy off the Coast of Somalia, UN Doc. S/2011/30 vom 25.01.2011, 
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der International Maritime Organisation (IMO), einer speziellen Schiff-
fahrts-Organisation der Vereinten Nationen, die ebenfalls jährlich statisti-
sche Informationen in Form von Reports on Acts of Piracy and Armed Rob-
bery Against Ships veröffentlicht, weichen infolge unterschiedlicher Defi-
nitionen und Erhebungsmethoden leicht von denen des IMB ab, zeigen im 
Ergebnis aber dieselbe Tendenz: So wurden für das Jahr 2008 134,11 für 
2009 222,12 für 2010 17213 und für 2011 223 Vorfälle14 verzeichnet. Im 
Unterschied zu den Angaben des IMB differenziert die IMO zwischen Vor-
kommnissen, die sich in internationalen Gewässern ereignen und damit un-
ter Umständen Piraterie im völkerrechtlichen Sinne (Art. 101 SRÜ) darstel-
len, und solchen, bei denen es sich „lediglich“ um „armed robbery“ in den 
Territorialgewässern oder in den Hafenbereichen eines Staates handelt.15 

Vor diesem Hintergrund kam es ab 2008 auf internationaler, regionaler 
und nationaler Ebene verstärkt zu Bemühungen, den Kampf gegen die Pi-
raterie aufzunehmen. Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat meh-
rere auf Kapitel VII seiner Charta gestützte Resolutionen verabschiedet, 
durch die der Staatengemeinschaft die völkerrechtliche Befugnis zur Pira-
terie-Bekämpfung in Somalias Küstengewässern und schließlich mit Reso-
lution 1851 vom 16. Dezember 2008 auch auf dem somalischen Festland 
erteilt wurde;16 bis dahin wäre ein hoheitliches Vorgehen gegen somalische 

____________________ 

paras. 12 ff.; United Nations Security Council Report of the Secretary-General 
on Possible Options, UN Doc. S/2010/394 vom 26.07.2010, paras. 4 ff., 7. Zu 
den Entwicklungen in den 70er, 80er und 90er Jahren Lagoni in Ipsen/Schmidt-
Jortzig (Hrsg.), FS Rauschning (2001), 501, 506 ff. 

11 IMO Reports on Acts of Piracy and Armed Robbery, Annual Report – 2008, 
para. 5, Annex 2. 

12 IMO Reports on Acts of Piracy and Armed Robbery, Annual Report – 2009, 
para. 6, Annex 2. 

13 IMO Reports on Acts of Piracy and Armed Robbery, Annual Report – 2010, 
para. 6, Annex 2. 

14 IMO Reports on Acts of Piracy and Armed Robbery, Annual Report – 2011, 
para. 6, Annex 2. 

15 Für das Gebiet Ost-Afrika: 2011 – 209 Vorfälle in internationalen Gewässern, 
IMO Reports on Acts of Piracy and Armed Robbery, Annual Report – 2011, 
Annexe 2 und 3; 2010 – 168 Vorfälle in internationalen Gewässern, IMO Re-
ports on Acts of Piracy and Armed Robbery, Annual Report – 2010, Annexe 2 
und 3; 2009 – 204 Vorfälle in internationalen Gewässern, IMO Reports on Acts 
of Piracy and Armed Robbery, Annual Report – 2009, Annexe 2 und 3; 2008 – 
117 Vorfälle in internationalen Gewässern, siehe IMO Reports on Acts of Piracy 
and Armed Robbery, Annual Report – 2008, Annexe 2 und 3. 

16 UN Doc. S/RES/2316 vom 09.11.2016, para. 14; UN Doc. S/RES/2246 vom 
10.11.2015, para. 14; UN Doc. S/RES/2184 vom 12.11.2014, para. 13; UN Doc. 
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Piraten nur im Bereich der Hohen See völkerrechtlich zulässig gewesen. 
Der Sicherheitsrat qualifiziert dabei nicht Piraterie an sich, sondern die Si-
tuation in Somalia als „threat to international peace and security in the re-
gion“ im Sinne von Art. 39 UN-Charta.17 Die Resolutionen des Sicherheits-
rats bilden nun die Grundlage verschiedener multinationaler Operationen 
vor der Küste Somalias, nämlich der Operation „Atalanta“ der EU, der 
NATO-Operation „Ocean Shield“ und der „Combined Maritime Forces“ 
unter wechselnder Führung, sowie für unabhängige Einzeleinsätze ver-
schiedener Nationen.18 Das militärische Eingreifen am Horn von Afrika hat 

____________________ 

S/RES/2125 vom 18.11.2013, para. 12; UN Doc. S/RES/2077 vom 21.11.2012, 
para. 12; UN Doc. S/RES/2020 vom 22.11.2011, para. 9; UN Doc. S/RES/2015 
vom 24.10.2011; UN Doc. S/RES/1976 vom 11.04.2011; UN Doc. S/RES/1950 
vom 23.11.2010, para. 7; UN Doc. S/RES/1918 vom 27.04.2010; UN Doc. 
S/RES/1897 vom 30.11.2009, para. 7; UN Doc. S/RES/1851 vom 16.12.2008, 
para. 6; UN Doc. S/RES/1846 vom 02.12.2008, para. 10; UN Doc. S/RES/1838 
vom 07.10.2008; UN Doc. S/RES/1816 vom 02.06.2008, para. 7; siehe hierzu 
Dalton/Roach/ Daley ILM 48 (2009), 129 ff.; Elagab Australian and New Zea-
land Maritime Law Journal 24 (2010), 59, 64 ff.; Fink/Galvin Netherlands Inter-
national Law Review 56 (2009), 367, 379 ff.; Fournier Der Einsatz der 
Streitkräfte gegen Piraterie auf See (2014), 85 ff.; Geiß/Petrig Piracy and Armed 
Robbery at Sea (2011), 70 ff., 80 ff.; Guilfoyle ICLQ 59 (2010), 141, 146 ff.; 
Heintschel von Heinegg in Hering u.a. (Hrsg.), FG Ehlers (2010), 59, 63 ff.; 
Kontorovich ASIL Insights 13 (2009), bei Fn. 2 ff.; Stehr MarineForum 9/2008, 
4 f. 

17 UN Doc. S/RES/1816 vom 02.06.2008, S. 2 und auch alle folgenden Sicher-
heitsrats-Resolutionen zur Piraterie vor Somalias Küste; dazu näher von Arnauld 
AVR 47 (2009), 454, 460. 

18 United Nations Security Council Report of the Secretary-General on the Situa-
tion with Respect to Piracy and Armed Robbery at Sea off the Coast of Somalia, 
UN Doc. S/2016/843 vom 07.10.2016, paras. 44 ff.; United Nations Security 
Council Report of the Secretary-General on the Situation with Respect to Piracy 
and Armed Robbery at Sea off the Coast of Somalia, UN Doc. S/2015/776 vom 
12.10.2015, paras. 43 ff.; United Nations Security Council Report of the Secre-
tary-General on the Situation with Respect to Piracy and Armed Robbery at Sea 
off the Coast of Somalia, UN Doc. S/2014/740 vom 16.10.2014, paras. 31 ff.; 
United Nations Security Council Report of the Secretary-General on the Situa-
tion with Respect to Piracy and Armed Robbery at Sea off the Coast of Somalia, 
UN Doc. S/2013/623 vom 21.10.2013, paras. 37 ff.; United Nations Security 
Council Report of the Secretary-General Pursuant to Security Council Resolu-
tion 2020 (2011), UN Doc. S/2012/783 vom 22.10.2012, paras. 33 ff.; United 
Nations Security Council Report of the Secretary-General Pursuant to Security 
Council Resolution 1950 (2010), UN Doc. S/2011/662 vom 25.10.2011, pa-
ras. 40 ff.; United Nations Security Council Report of the Secretary-General 
Pursuant to Security Council Resolution 1897 (2009), UN Doc. S/2010/556 vom 
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mittlerweile zum gewünschten Erfolg geführt: Seit 2011 ist die Zahl der 
Piratenangriffe in diesem Gebiet drastisch gesunken.19 Nach Angaben des 
IMB kam es im Jahr 2012 zu insgesamt 75 Vorkommnissen, die somali-
schen Piraten zugeschrieben werden.20 2013 waren es lediglich 1521 und 
2014 1122 Überfälle, im darauffolgenden Jahr erfolgte kein einziger23 der-
artiger Angriff. Die IMO verzeichnete für das Jahr 2012 99 Vorfälle vor der 
ostafrikanischen Küste und im Arabischen Meer, davon 75 in 

____________________ 

27.10.2010, paras. 24 ff.; United Nations Security Council Report of the Secre-
tary-General Pursuant to Security Council Resolution 1846 (2008), UN Doc. 
S/2009/590 vom 13.11.2009, paras. 18 ff.; United Nations Security Council Re-
port of the Secretary-General Pursuant to Security Council Resolution 1846 
(2008), UN Doc. S/2009/146 vom 16.03.2009, paras. 14 ff.; siehe auch Dal-
ton/Roach/Daley ILM 48 (2009), 129, 130; Fink/Galvin Netherlands Interna-
tional Law Review 56 (2009), 367, 381 ff.; Geiß/Petrig Piracy and Armed Rob-
bery at Sea (2011), 17 ff.; van Ginkel/Landman JICJ 10 (2012), 727, 732 ff.; 
Heintschel von Heinegg in Hering u.a. (Hrsg.), FG Ehlers (2010), 59, 60 ff.; 
Jenisch NordÖR 2009, 385, 388 f.; Kraska/Wilson Journal of Maritime Law and 
Commerce 40 (2009), 43, 46. 

19 UN Doc. S/RES/2184 vom 12.11.2014, S. 1; UN Doc. S/RES/2125 vom 
18.11.2013, S. 1, 5; UN Doc. S/RES/2077 vom 21.11.2012, S. 5; siehe auch 
United Nations Security Council Report of the Secretary-General on the Situa-
tion with Respect to Piracy and Armed Robbery at Sea off the Coast of Somalia, 
UN Doc. S/2016/843 vom 07.10.2016, paras. 3 f.; United Nations Security 
Council Report of the Secretary-General on the Situation with Respect to Piracy 
and Armed Robbery at Sea off the Coast of Somalia, UN Doc. S/2015/776 vom 
12.10.2015, paras. 3 ff.; United Nations Security Council Report of the Secre-
tary-General on the Situation with Respect to Piracy and Armed Robbery at Sea 
off the Coast of Somalia, UN Doc. S/2014/740 vom 16.10.2014, paras. 3 ff.; 
United Nations Security Council Report of the Secretary-General on the Situa-
tion with Respect to Piracy and Armed Robbery at Sea off the Coast of Somalia, 
UN Doc. S/2013/623 vom 21.10.2013, paras. 3 f.; United Nations Security 
Council Report of the Secretary-General Pursuant to Security Council Resolu-
tion 2020 (2011), UN Doc. S/2012/783 vom 22.10.2012, paras. 3 f.; United Na-
tions Security Council Report of the Secretary-General Pursuant to Security 
Council Resolution 1950 (2010), UN Doc. S/2011/662 vom 25.10.2011, 
para. 78, sowie Dubner/Otero Washington University Global Studies Law Re-
view 15 (2016), 215, 226 (table 1). 

20 ICC International Maritime Bureau Piracy and Armed Robbery against Ships, 
Annual Report 2012, 20. 

21 ICC International Maritime Bureau Piracy and Armed Robbery against Ships, 
Annual Report 2013, 20. 

22 ICC International Maritime Bureau Piracy and Armed Robbery against Ships, 
Annual Report 2014, 19. 

23 ICC International Maritime Bureau Piracy and Armed Robbery against Ships, 
Annual Report 2015, 17. 
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internationalen Gewässern,24 2013 waren es vor der Küste Ostafrikas 20 
Angriffe insgesamt und 13 in internationalen Gewässern,25 2014 kam es 
dann nur noch zu zwölf,26 2015 zu 1527 sogenannten „Vorkommnissen“ 
durch somalische Piraten. 

Die bisherige Praxis hat allerdings auch gezeigt, dass zwar eine Vielzahl 
von Staaten zu einem militärischen Vorgehen gegen Seeräuber bereit ist, 
dass bei der Frage der Strafverfolgung vor nationalen Gerichten hingegen 
Zurückhaltung besteht.28 Insbesondere zu Beginn des Militäreinsatzes vor 
Somalias Küste war die sogenannte „catch-and-release-Praxis“ weit ver-
breitet: Festgenommene Piraten wurden entwaffnet, ihre Schiffe und Werk-
zeuge beschlagnahmt oder entsorgt, die Verdächtigen aber wieder auf freien 
Fuß gesetzt.29 An dieser Verfahrensweise und der fehlenden Bereitschaft 
beteiligter Staaten zur Strafverfolgung hat der Sicherheitsrat bereits in sei-
ner Resolution 1851 ausdrücklich Kritik geübt.30 Trotzdem wurden nach 

____________________ 

24 IMO Reports on Acts of Piracy and Armed Robbery, Annual Report – 2012, 
paras. 6 f., Annexe 2(A), (B) und 3. 

25 IMO Reports on Acts of Piracy and Armed Robbery, Annual Report – 2013, 
para. 6, Annexe 2 und 3. 

26 IMO Reports on Acts of Piracy and Armed Robbery, Annual Report – 2014, 
para. 6. 

27 IMO Reports on Acts of Piracy and Armed Robbery, Annual Report – 2015, 
para. 6. 

28 Dutton Fordham International Law Journal 34 (2011), 236 ff., 252 f.; Geiß/Pet-
rig Vereinte Nationen 58 (2010), 3, 6; Kraska/Wilson Journal of Maritime Law 
and Commerce 40 (2009), 43, 56; Petrig ZStW 122 (2010), 291, 295; kritisch 
zur Sinnhaftigkeit der Durchführung von Strafverfahren gegen Piraten vor nati-
onalen Gerichten Schomburg/Suominen-Picht ZStW 124 (2012), 578, 580, 586 
(insbesondere vor dem Hintergrund, dass bisher nur die „kleinen Fische“ vor 
Gericht gestellt wurden). 

29 Dutton Fordham International Law Journal 34 (2011), 236 ff.; Geiß/Petrig Pi-
racy and Armed Robbery at Sea (2011), 29 f.; Guilfoyle ICLQ 59 (2010), 141; 
König NordÖR 2011, 153 f.; Kontorovich California Law Review 98 (2010), 
243, 244 f.; Petrig Human Rights and Law Enforcement at Sea (2014), 34; siehe 
auch UN Doc. S/RES/2316 vom 09.11.2016, S. 2; UN Doc. S/RES/2246 vom 
10.11.2015, S. 2; United Nations Security Council Report of the Secretary-Gen-
eral on Possible Options, UN Doc. S/2010/394 vom 26.07.2010, para. 20. 

30 “Noting with concern that the lack of capacity, domestic legislation, and clarity 
about how to dispose of pirates after their capture, has hindered more robust 
international action against the pirates off the coast of Somalia and in some 
cases led to pirates being released without facing justice, and reiterating that 
the 1988 Convention for the Suppression of Unlawful Acts Against the Safety of 
Maritime Navigation (“SUA Convention”) provides for parties to create crimi-
nal offences, establish jurisdiction, and accept delivery of persons responsible 
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Angaben des Special Adviser to the Secretary General auch im Jahr 2010 
noch mehr als 90 Prozent der im Golf von Aden aufgegriffenen Piraterie-
verdächtigen ohne strafrechtliches Verfahren wieder freigelassen.31 Gründe 
hierfür sind nach Einschätzung des Generalsekretärs der Vereinten Natio-
nen unter anderem Schwierigkeiten bei der Beweissicherung sowie die 
mangelnde Fähigkeit bzw. Bereitschaft von Staaten, ihre Jurisdiktion über 
mutmaßliche Piraten auszuüben.32 Tatsächlich stellt ein Problem der Straf-
verfolgung durch Einzelstaaten häufig schon das Fehlen passender Straftat-
bestände dar33 oder der Umstand, dass die Geltung nationalen Strafrechts 
für Piraterietaten nicht ausdrücklich durch ein innerstaatliches Gesetz ange-
ordnet ist.34 Hinsichtlich der diesbezüglichen Lage in Deutschland heißt es 
in einem Bericht des Generalsekretärs an den Sicherheitsrat: 

____________________ 

for or suspected of seizing or exercising control over a ship by force or threat 
thereof or any other form of intimidation, […]”, UN Doc. S/RES/1851 vom 
16.12.2008, S. 2; siehe auch UN Doc. S/RES/2184 vom 12.11.2014, S. 2, 3; 
UN Doc. S/RES/2125 vom 18.11.2013, S. 3; UN Doc. S/RES/2077 vom 
21.11.2012, S. 3; UN Doc. S/RES/2020 vom 22.11.2011, S. 2 f.; UN Doc. 
S/RES/2015 vom 24.10.2011, S. 2; UN Doc. S/RES/1976 vom 11.04.2011, S. 2; 
UN Doc. S/RES/1950 vom 23.11.2010, S. 2; UN Doc. S/RES/1918 vom 
27.04.2010, para. 1; UN Doc. S/RES/1897 vom 30.11.2009, S. 2. 

31 United Nations Security Council Report of the Special Adviser to the Secretary-
General on Legal Issues Related to Piracy off the Coast of Somalia, UN Doc. 
S/2011/30 vom 25.01.2011, paras. 14, 43. 

32 United Nations Security Council Report of the Secretary-General Pursuant to 
Security Council Resolution 1950 (2010), UN Doc. S/2011/662 vom 
25.10.2011, para. 59; United Nations Security Council Report of the Secretary-
General Pursuant to Security Council Resolution 1897 (2009), UN Doc. 
S/2010/556 vom 27.10.2010, paras. 44, 46. 

33 Ademun-Odeke The Journal of International Maritime Law 17 (2011), 121, 124; 
Blanco-Bazan Il Diritto Marittimo 111 (2009), 264, 267; Dutton Fordham Inter-
national Law Journal 34 (2011), 236, 252 f.; Elagab Australian and New Zea-
land Maritime Law Journal 24 (2010), 59, 67; Geiß/Petrig Vereinte Nationen 
58 (2010), 3, 7; Guilfoyle ICLQ 59 (2010), 141, 142; Karim Netherlands Inter-
national Law Review 58 (2011), 387, 394; Tuerk University of Miami Interna-
tional and Comparative Law Review 17 (2009), 1, 9 Fn. 47; Wolfrum in Joecks 
u.a. (Hrsg.), FS Samson (2010), 219, 223; siehe auch UN Doc. S/RES/2015 vom 
24.10.2011, S. 2; UN Doc. S/RES/1976 vom 11.04.2011, S. 2; UN Doc. 
S/RES/1918 vom 27.04.2010, S. 2. 

34 Blanco-Bazan Il Diritto Marittimo 111 (2009), 264, 266 ff.; Guilfoyle JICJ 
10 (2012), 767, 777; siehe auch Broomhall New England Law Review 35 
(2001), 399, 411. 
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“Germany reported that it has provisions in its national legislation to tackle piracy 
and exercises jurisdiction in accordance with the principle of universal jurisdiction 
in cases in which the crime of an attack on maritime traffic has been committed.”35 

 – eine Aussage, die im Rahmen dieser Arbeit überprüft werden soll. 
Der fehlende Wille zur Durchführung von Prozessen gegen mutmaßliche 

Piraten durch die (aufbringenden) Staaten wird teilweise auch darauf zu-
rückgeführt, dass diese – nach Ansicht Duttons36 und Daveys37 unbegrün-
deterweise – befürchten würden, nach Durchführung eines Strafverfahrens 
mit Asylforderungen konfrontiert zu werden bzw. die Betroffenen aus hu-
manitären Gründen nicht mehr in ihre Heimat abschieben zu können.38 
Letztlich werden insbesondere auch Erwägungen hinsichtlich der Kosten, 
die sowohl für die Durchführung von Strafverfahren als auch für die Straf-
vollstreckung aufzubringen sind, entscheidenden Einfluss auf die Bereit-
schaft zur Strafverfolgung von Piraten haben.39 

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat immer wieder die beson-
dere Rolle strafrechtlicher Verfahren im Kampf gegen die Piraterie betont 
und in seinen Resolutionen alle Staaten mit entsprechender Jurisdiktionsbe-
fugnis aufgefordert, einschlägige Fälle zu untersuchen und Täter strafrecht-
lich zur Verantwortung zu ziehen.40 Auch in den regelmäßig erscheinenden 

____________________ 

35 United Nations Security Council Report of the Secretary-General on the Situa-
tion with Respect to Piracy and Armed Robbery at Sea off the Coast of Somalia, 
UN Doc. S/2015/776 vom 12.10.2015, para. 50. 

36 Dutton Fordham International Law Journal 34 (2011), 236, (insbesondere) 
270 ff. 

37 Davey Notre Dame Law Review 85 (2009-2010), 1197, 1225 ff. 
38 Ademun-Odeke The Journal of International Maritime Law 17 (2011), 121, 

124 f.; von Arnauld AVR 47 (2009), 454, 469; Guilfoyle JICJ 10 (2012), 767, 
770; König NordÖR 2011, 153, 154; Kontorovich California Law Review 
98 (2010), 243, 245, 263 ff.; Kraska/Wilson Journal of Maritime Law and Com-
merce 40 (2009), 43, 56; Schomburg/Suominen-Picht ZStW 124 (2012), 578, 
585; Shearer Piracy, in Wolfrum (Hrsg.), Max Planck Encyclopedia of Public 
International Law (2009), Rn. 32; Treves EJIL 20 (2009), 399, 408 f.; Tuerk 
University of Miami International and Comparative Law Review 17 (2009), 1, 
38. 

39 Geiß/Petrig Piracy and Armed Robbery at Sea (2011), 136; Guilfoyle JICJ 
10 (2012), 767, 777; siehe auch United Nations Security Council Report of the 
Secretary-General Pursuant to Security Council Resolution 1897 (2009), 
UN Doc. S/2010/556 vom 27.10.2010, para. 44. 

40 Siehe bspw. UN Doc. S/RES/2316 vom 09.11.2016, para. 18; UN Doc. 
S/RES/2184 vom 12.11.2014, S. 1 f., 6 (para. 5), 8 (para. 17); UN Doc. 
S/RES/2125 vom 18.11.2013, S. 2, 6 (para. 5), 7 (para. 16); UN Doc. 
S/RES/2077 vom 21.11.2012, S. 1, 7 (para. 17); UN Doc. S/RES/2020 vom 
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Berichten des Generalsekretärs an den Sicherheitsrat zur Situation vor So-
malias Küste wird die Bedeutung der Strafverfolgung bei der Bekämpfung 
der Piraterie immer wieder hervorgehoben. Dabei wird zum einen die An-
passung des nationalen Rechts der Mitgliedsstaaten angemahnt, also die 
Schaffung entsprechender Straftatbestände und die Anordnung nationaler 
Jurisdiktionsbefugnisse sowie die Verbesserung geltender Verfahrensvor-
schriften, um den speziellen Umständen bei der Strafverfolgung von Piraten 
gerecht werden und ein faires Verfahren absichern zu können.41 So sind 
nach Ansicht des Generalsekretärs 

„[t]he elements that are needed within the national jurisdiction for successful pros-
ecutions […] criminal offences of piracy and armed robbery at sea; criminal respon-
sibility of those who participate in, or attempt to commit, such offences; provisions 
establishing national criminal jurisdiction over piracy offences committed on the 
high seas; and the necessary evidentiary and procedural provisions to conduct pros-
ecutions.”42 

Neben der Forderung nach Strafverfolgung vor den eigenen Gerichten wird 
vor allem die Stärkung und Unterstützung regionaler Kapazitäten ange-
mahnt, insbesondere in Somalia selbst, aber auch in verfolgungswilligen 
Drittstaaten in der Region wie Kenia, den Seychellen, Mauritius und Tan-
sania.43 Einer der Schwerpunkte soll darauf liegen, in Somalia angemessene 

____________________ 

22.11.2011, paras. 4, 14; UN Doc. S/RES/2015 vom 24.10.2011, S. 2, 3 
(para. 5); UN Doc. S/RES/1976 vom 11.04.2011, para. 14; UN Doc. 
S/RES/1950 vom 23.11.2010, paras. 12, 13; UN Doc. S/RES/1918 vom 
27.04.2010, para. 2; UN Doc. S/RES/1897 vom 30.11.2009, para. 12; UN Doc. 
S/RES/1846 vom 02.12.2008, para. 14; UN Doc. S/RES/1816 vom 02.06.2008, 
para. 11. 

41 Siehe vor allem United Nations Security Council Report of the Special Adviser 
to the Secretary-General on Legal Issues Related to Piracy off the Coast of So-
malia, UN Doc. S/2011/30 vom 25.01.2011, paras. 46 ff.; siehe auch United Na-
tions Security Council Report of the Secretary-General on the Situation with Re-
spect to Piracy and Armed Robbery at Sea off the Coast of Somalia, UN Doc. 
S/2014/740 vom 16.10.2014, para. 44.; United Nations Security Council Report 
of the Secretary-General Pursuant to Security Council Resolution 1846 (2008), 
UN Doc. S/2009/590 vom 13.11.2009, para. 42; United Nations Security Coun-
cil Report of the Secretary-General Pursuant to Security Council Resolution 
1846 (2008), UN Doc. S/2009/146 vom 16.03.2009, paras. 50, 61. 

42 United Nations Security Council Report of the Secretary-General on Possible 
Options, UN Doc. S/2010/394 vom 26.07.2010, para. 17. 

43 Siehe vor allem United Nations Security Council Report of the Secretary-Gen-
eral on Specialized Anti-Piracy Courts in Somalia and Other States in the Re-
gion, UN Doc. S/2012/50 vom 20.01.2012, paras. 11 ff.; siehe auch United Na-
tions Security Council Report of the Secretary-General on the Situation with 

 


